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Berichterstatter: 

Abgeordneter Matzner 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem aus der Anlage ersichtlichen Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 

der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 

vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) zuzustimmen; 

2. die nachfolgend aufgeführten Anträge für erledigt zu erklären: 

a) Antrag der Fraktion der KPD betr. Aufhebung des § 4 der 
Verordnung der Bundesregierung vom 17. Februar 1950 

— Nr. 827 der Drucksachen —, 

b) Antrag der Fraktion der Bayernpartei betr. § 52 Absatz 3 

des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 

Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen — Nr. 2439 

der Drucksachen —, 

c) Antrag der Fraktion der SPD betr. Vorlage eines Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse aller verdrängten Ange-

stellten und Arbeiter, die im Gesetz zu Artikel 131 GG keine 

Berücksichtigung fanden — Nr. 2677 der Drucksachen —, 

d) Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Gesetz zu Artikel 131 

GG — Nr. 3408 der Drucksachen —, 



e) Antrag der Abgeordneten Dr. Miessner, Kühn, Gaul, 

Dr. Dr. Nöll von der Nahm er und Genossen betr. gesetzliche 

Regelung der Besoldung der kriegsgefangenen Beamten  — 

Nr.  3793 der Drucksachen —; 

3. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für er-

ledigt zu erklären. 

Bonn, den 25. Juni 1953 

Der Ausschuß für Beamtenrecht 

Dr. Kleindinst 
Vorsitzender 

Matzner 
Berichterstatter 



Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 

der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält-
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen vom 11. Mai 1951 (Bun-
desgesetzbl. I S. 307) in der Fassung des § 192 
des Bundesbeamtengesetzes vom  
1953 (Bundesgesetzbl. I S ) wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Übersicht werden die Zahlen „19 
bis 24" durch die Zahlen „19 bis 23" und 
die Zahl „52" durch die Zahlen „52, 52 a, 
52 b" sowie die Zahlen „53 bis 54" durch 
die Zahlen „53 bis 54 b" ersetzt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b werden 
hinter dem Wort „aufzugeben" die 
Worte eingefügt: „oder nach Eintritt 
der Dienstunfähigkeit oder Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebensjahres 
ohne beamtenrechtliche Versorgung 
auszuscheiden"; 

b) in Absatz 1 Nr. 3 werden am Schluß 
die Worte „und die Militäranwärter" 
angefügt; 

c) in Absatz 1 Nr. 4 werden am Schluß 
die Worte „und die Anwärter des 
früheren Reichsarbeitsdienstes" ange-
fügt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 Nr. 1 werden am Schluß 
vor dem Komma die Worte „und son-
stigen Einrichtungen" angefügt; 

b) in Absatz 1 Satz 2 werden hinter den 
Worten „Anlage A" die Worte „hin-
sichtlich der Nichtgebietskörperschaf-
ten" eingefügt; 

c) in Absatz 1 wird am Schluß folgender 
Satz angefügt: 

„Ferner dürfen sonstige deutsche 
Einrichtungen und Verbände in 
den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes-
vertriebenengesetzes bezeichneten 
Gebieten außerhalb des Reichs-
gebietes berücksichtigt werden, 
wenn ihr im Heimatstaat aner-
kannter Aufgabenkreis dem einer 
Reichs-, Länder- oder Gemeinde-
dienststelle oder einer am 30. Ja-
nuar 1933 im Reichgebiet bestehen-
den Nichtgebietskörperschaft gleich-
zuachten war"; 

d) in Absatz 2 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Nichtgebietskörperschaft" die 
Worte „oder sonstige Einrichtung" ein-
gefügt; 

e) in Absatz 3 werden hinter dem Wort 
„Nichtgebietskörperschaft" die Worte 
„oder einer sonstigen Einrichtung" ein-
gefügt. 

4. In § 3 Nr. 4 werden die Worte „oder bei 
dem früheren Forschungsamt RLM" ge-
strichen. 

5. § 4 erhält folgende Fassung: 

„(1) Rechte nach Kapitel I dieses Ge-
setzes können von den in den §§ 1 und 
2 bezeichneten Personen nur geltend 
gemacht werden, wenn sie 

1. ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt bis zum 31. März 1951 
im Bundesgebiet genommen haben 
oder 

2. nach diesem Zeitpunkt im Bundes-
gebiet ihren Wohnsitz oder dau-
ernden Aufenthalt genommen 
haben 



a) als Heimkehrer (§ 1 des Heim-
kehrergesetzes) oder 

b) im Anschluß an die Aussiedlung 
(§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundes-
vertriebenengesetzes), sofern die 
oberste Dienstbehörde (§ 60) die 
Anerkennung als Aussiedler für 
dieses Gesetz ausspricht, oder 

c) im Anschluß an die Rückkehr 
aus fremden Staaten, wenn sie 
vor Ablauf des 8. Mai 1945 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Auf-
enthalt aus dem Reichsgebiet in 
seinen jeweiligen Grenzen in 
das Ausland verlegt hatten, oder 
vor oder nach diesem Zeitpunkt 
im Zuge der allgemeinen Ver-
treibungsmaßnahmen, insbeson-
dere Ausweisung oder Flucht, 
nach dem Ausland gelangt 
waren. 

(2) Personen, die nach dem 31. März 
1951 im Bundesgebiet ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt genommen 
haben, können durch die oberste 
Dienstbehörde (§ 60) bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 3 des Bundes-
vertriebenengesetzes den in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichneten Personen gleichge-
stellte werden. Eine Gleichstellung 
nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Rege-
lung der Wiedergutmachung national-
sozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes vom 11. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) in der 
Fassung der Gesetze vom 7. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 15) und vom 

1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) gilt zugleich als Gleichstellung 
nach vorstehendem Satz. 

(3) Solchen unter die §§ 1 oder 2 fal-
lenden Personen, die die Voraussetzun-
gen der Absätze 1 oder 2 nicht erfül-
len, aber im Wege der Familienzusam-
menführung im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
begründet haben, weil sie infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechlich-
keit ständiger Wartung und Pflege be-
dürfen oder mindestens siebzig Jahre 
alt sind, kann die oberste Dienstbe-
hörde (§ 60) einen Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe der nach diesem Gesetz 
zu gewährenden Versorgungsbezüge 
bewilligen. Als Familienzusammenfüh-
rung ist nur die Aufnahme durch den 

Ehegatten oder Verwandte gerader 
Linie oder der Seitenlinie bis zum 
zweiten Grade (Geschwister) anzu-
sehen." 

6. In § 9 Abs. 1 in der Fassung des § 192 
des Bundesbeamtengesetzes wird folgen-
der Satz angefügt: 

„Auf Ruhestandsbeamte und frühere 
Beamte mit Versorgungsbezügen in 
Höhe des Ruhegehaltes, die nach In-
krafttreten des Bundesbeamtenge-
setzes ein Dienstvergehen oder eine 
als Dienstvergehen geltende Handlung 
begangen haben, finden die Vorschrif-
ten der §§ 4 und 9 der Bundesdiszipli-
narordnung unbeschränkt Anwen-
dung." 

7. § 10 erhält folgende Fassung: 
„Beamte zur Wiederverwendung 

dürfen die ihnen zustehende Amtsbe-
zeichnung mit dem Zusatz „zur Wieder-
verwendung (z. Wv.)" führen, ehe-
malige Wehrmachtbeamte statt dessen 
mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)". 
Auf entlassene Beamte auf Widerruf 
(§ 6 Abs. 1) findet § 81 Abs. 4 des Bun-
desbeamtengesetzes Anwendung." 

8. § 11 erhält folgende Fassung: 
„(1) Bund, Länder sowie Gemeinden 

(Gemeindeverbände) mit mehr als drei-
tausend Einwohnern und sonstige Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechtes im Bundesge-
biet haben die Beamten zur Wieder-
verwendung sowie die nach § 6 Abs. 1 
entlassenen Beamten auf Widerruf, die 
am 8 . Mai 1945 den für ihre Laufbahn 
vorgeschriebenen oder üblichen Vorbe-
reitungsdienst abgeleistet und die vor-
geschriebenen oder üblichen Prüfun-
gen bestanden haben, nach den Vor-
schriften der §§ 12 bis 28 unterzubrin-
gen. Den vorstehend bezeichneten Be-
amten auf Widerruf stehen solche 
gleich, die wegen Kriegswehrdienstes 
ohne die für die planmäßige Anstel-
lung vorgeschriebene Prüfung zu 
außerplanmäßigen Beamten (K) er-
nannt worden sind; diesen können von 
der obersten Dienstbehörde solche 
gleichgestellt werden, die während des 
Krieges die Voraussetzungen für die 
Übernahme als außerplanmäßige Be-
amte (K) erfüllten, jedoch bis zum 

8. Mai 1945 ohne eigenes Verschul- 



den nicht mehr zu außerplanmäßi-
gen Beamten ernannt worden sind. 
Die Teilnahme der in vorstehen-
dem Satz bezeichneten früheren Wider-
rufsbeamten an der Unterbringung 
endet, wenn sie sich der Prüfung nicht 
in angemessener Zeit unterziehen 
oder diese endgültig nicht bestehen. 
An der Unterbringung nehmen ferner 
die wissenschaftlichen Assistenten an 
den Hochschulen mit einer mindestens 
sechsjährigen Assistentendienstzeit bis 
zum 8. Mai 1945 teil. 
(2) Die Deutsche Bundesbahn, die 

Deutsche Bundespost und die Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung haben jeweils 
die Beamten (Absatz 1) der Bahn, der 
Post und der unteren und Mittelbe-
hörden der Arbeitsverwaltung in ihrem 
Geschäftsbereich unterzubringen. Die 
Unterbringung regeln die Bundesmini-
ster für Verkehr, für das Post- und 
Fernmeldewesen und für Arbeit ent-
sprechend den §§ 12 bis 23 jeweils für 
ihren Geschäftsbereich. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Diensther-
ren mit weniger als fünf Beamten und 
Angestellten." 

9. In § 15 Abs. 2 werden hinter dem Wort 
„Polizei" ein Komma gesetzt und die 
Worte „des Einsatzdienstes der Berufs-
feuerwehren" eingefügt. 

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Unterbringung" die Worte 
„nach Kapitel I" eingefügt; 

b) Absatz 3 wird Absatz 2. Hinter dem 
Worte „Besetzung" werden die Worte 
„höchstens für jede dritte Stelle und" 
eingefügt; 

c) Absatz 2 wird Absatz 3. An die Stelle 
der Worte „darf die Zustimmung zur 
anderweitigen Besetzung" treten die 
Worte „entfällt die Anwendung des 
Absatzes 2; die Zustimmung zur an-
derweitigen Besetzung darf;" 

d) als neuer Absatz 4 wird angefügt: 
„(4) Stehen für freie, freiwer-

dende oder neugeschaffene Plan-
stellen aus dem Kreis der an der 
Unterbringung teilnehmenden oder 
auf die Pflichtanteile anrechenbaren 
Personen keine geeigneten Bewer-

ber mehr zur Verfügung (Mangel-
berufe), so ist die Bundesausgleichs

-

stelle (§ 25) ermächtigt, für be-
stimmte Laufbahnen oder Berufs-
gruppen des öffentlichen Dienstes 
oder Teile von ihnen das Fehlen ge-
eigneter Bewerber aus dem unter-
zubringenden oder anrechenbaren 
Personenkreis allgemein auf Zeit 
oder Dauer festzustellen. Die Fest-
stellung hat die Wirkung, daß die 
Zustimmung zur Besetzung von 
Planstellen im Bereich des Mangel-
berufes als erteilt gilt." 

11.Als neuer § 16 a wird eingefügt: 
„(1) Für die Besetzung von Stellen 

im öffentlichen Dienst mit Schwerbe-
schädigten bleibt § 31 des Gesetzes 
über die Beschäftigung Schwerbe-
schädigter vom 16. Juni 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 389) unberührt. 
(2) Bei der Berechnung des Gesamt- 

besoldungsaufwandes (§ 12) bleiben die 
Ausgaben für die Besoldung (Ver-
gütung) von Schwerbeschädigten außer 
Betracht, die der Dienstherr zur Er-
füllung der Pflichtquote für die Be-
schäftigung Schwerbeschädigter einge-
stellt hat, es sei denn, daß es sich um 
Personen handelt, die an der Unter-
bringung teilnehmen oder auf die 
Pflichtanteile des § 12 sonst anrechen-
bar sind." 

12. In § 19 in der Fassung des § 192 des Bun-
desbeamtengesetzes wird als neuer Ab-
satz 3 eingefügt: 

„(3) Endgültig untergebrachte Be-
amte bleiben bei dem unterbringenden 
Dienstherrn weiterhin auf die Pflicht-
anteile nach Maßgabe der §§ 12 und 13 
anrechenbar; werden sie nach ihrer 
endgültigen Unterbringung befördert, 
so gilt § 16. Scheiden sie bei dem 
Dienstherrn, der sie erstmalig endgül-
tig untergebracht hat, aus, so können 
sie anderen Dienstherren auf die 
Pflichtanteile nicht angerechnet wer-
den; die Verwaltungsvorschriften kön-
nen Ausnahmen zulassen." 

13. Als neuer § 20 a wird eingefügt: 
„Erhalten Beamte zur Wiederver-

wendung aus Anlaß ihrer Übernahme 
von dem übernehmenden Dienstherrn 
entsprechend ihrer Rechtsstellung nach 
diesem Gesetz Umzugskosten und Tren- 



nungsentschädigung nach den für 
Wartestandsbeamte dieses Dienstherrn 
geltenden Vorschriften und in Ermange-
lung solcher entsprechend den für die 
bisherigen Wartestandsbeamten des 
Bundes geltenden Vorschriften, so kann 
der Dienstherr die Hälfte der für die 
ersten neun Monate gezahlten Tren-
nungsentschädigung und die Umzugs-
kosten von einem nach § 14 Abs. 2 zu 
zahlenden Ausgleichsbetrag absetzen. 
Die Absetzung ist zulässig, wenn der 
Beamte zur Wiederverwendung als Be-
amter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
(§§ 19, 20 Abs. 1 Nr. 1) oder in eine 
Beschäftigung nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 
unwiderruflich übernommen worden 
ist, oder bei Unterbleiben der Über-
nahme, wenn die für die Unterbrin-
gung zuständige Stelle (§ 16 Abs. 1) an-
erkannt hat, daß die Übernahme ledig-
lich aus in der Person des Beamten 
liegenden Gründen nicht erfolgen 
konnte." 

14. Als neuer § 22 a wird eingefügt: 

„(1) Ein Beamter zur Wiederverwen-
dung, der an der Unterbringung nicht 
teilnehmen will, kann bei der obersten 
Dienstbehörde schriftlich beantragen, 
ihn mit der Maßgabe des Absatzes 2 zu 
entlassen. Dem Antrag soll stattge-
geben werden, wenn dienstliche Gründe 
für eine alsbaldige Wiederverwendung 
des Beamten nicht bestehen. Die Ent-
lassung bedarf der Zustimmung der 
Bundesminister des Innern und der 
Finanzen. Die Entlassungsverfügung ist 
dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 

(2) Mit der Entlassung endet der 
Rechtsstand als Beamter zur Wieder-
verwendung; ist der Beamte nach § 20 
wiederverwendet, so bleibt er auf die 
Pflichtanteile (§§ 12, 13) seines Dienst-
herrn anrechenbar. § 30 Abs. 1 Satz 3 
und § 34 Satz 2 des Bundesbeamten-
gesetzes finden Anwendung. Bei 
Dienstunfähigkeit oder nach Vollen-
dung des fünfundsechzigsten Lebens-
jahres wird ein Unterhaltsbeitrag in 
Höhe des im Zeitpunkt der Entlassung 
nach diesem Gesetz erdienten Ruhege-
haltes gewährt; die Hinterbliebenen 
erhalten einen Unterhaltsbeitrag in 

Höhe des entsprechenden Witwen- und 
Waisengeldes. 
(3) Die Möglichkeit, eine Entlassung 

gemäß den §§ 30, 34 des Bundesbeam-
tengesetzes zu beantragen, bleibt un-
berührt. Absatz 2 Satz 1 gilt in diesen 
Fällen entsprechend. 
(4) Frühere Beamte auf Widerruf 

(§ 6 Abs. 1), die an der Unterbringung 
teilnehmen, können auf die Teilnahme 
an der Unterbringung verzichten. Der 
Verzicht ist gegenüber der für die 
Unterbringung zuständigen Stelle 
schriftlich zu erklären und wird mit 
Eingang bei dieser wirksam. Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

(5) Für Beamtinnen zur Wiederver-
wendung gelten auch die §§ 152, 153 
des Bundesbeamtengesetzes mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der Dienst-
bezüge das Übergangsgehalt tritt." 

15. § 23 erhält folgende Fassung: 

„(1) Lehnt ein Beamter zur Wieder-
verwendung eine ihm angebotene ent-
sprechende Wiederverwendung (§ 19) 
schuldhaft ab, so ist dies ein Dienstver-
gehen. Als Ablehnung gilt es auch, 
wenn er die Dienstleistung nicht in der 
ihm gesetzten angemessenen Frist auf-
nimmt. 
(2) Kommt ein Beamter zur Wieder-

verwendung der Verpflichtung aus den 
§§ 20 oder 22 schuldhaft nicht nach 
oder gibt er eine von ihm ausgeübte 
zumutbare Tätigkeit ohne wichtigen 
Grund auf, so kann . ihm das Über-
gangsgehalt (§ 37) von der obersten 
Dienstbehörde ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entzogen werden. 
Gegen die Entziehung ist Klage im 
Verwaltungsrechtswege zulässig. Beim 
Vorliegen besonderer Verhältnisse 
kann das Übergangsgehalt von der 
obersten Dienstbehörde ganz oder teil-
weise wieder bewilligt werden. Eine 
disziplinarrechtliche Verfolgung (§ 9) 
bei mehrfacher oder besonders schwe-
rer Verletzung der Verpflichtung bleibt 
unberührt. 

(3) Auf frühere Beamte auf Wider-
ruf (§ 6 Abs. 1), die an der Unterbrin-
gung teilnehmen, findet Absatz 2 
Satz 1 bis 3 mit der Maßgabe Anwen- 



dung, daß an die Stelle der Entziehung 
des Übergangsgehaltes der Ausschluß 
von der Teilnahme an der Unterbrin-
gung tritt." 

16. § 24 wird aufgehoben. 

17. In § 29 Abs. 1 in der Fassung des § 192 
des Bundesbeamtengesetzes wird folgen-
der Satz angefügt: 

„Im Sinne des § 166 des Bundesbeam-
tengesetzes gelten Unterhaltsbeiträge 
nach § 4 Abs. 2 sowie den §§ 22 a, 37 a, 
38 Satz 2, 39 und 68 als Ruhegehalt, 
Witwen- oder Waisengeld und die 
Empfänger dieser Unterhaltsbeiträge 
als Ruhestandsbeamte, Witwen oder 
Waisen." 

18. § 32 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes erhält folgende Fassung: 

„(1) Als ruhegehaltfähige Dienstbe-
züge gelten für die versorgungsberech-
tigten volksdeutschen Vertriebenen 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d) die ent-
sprechenden Dienstbezüge, die ihnen in 
ihrem Herkunftslande bei Eintritt des 
Versorgungsfalles oder am 8. Mai 1945 
zugestanden haben, umgerechnet in 
Deutsche Mark, höchstens jedoch die 
Bezüge der vergleichba ren Angehöri-
gen des deutschen öffentlichen Dien-
stes; die Art der Umrechnung regeln 
die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Vertriebene durch 
Rechtsverordnung. Für die Angehöri-
gen der autonomen Verwaltung des 
ehemaligen Protektorats Böhmen und 
Mähren (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c) 
gelten als ruhegehaltfähige Dienst-
bezüge die entsprechenden Dienst-
bezüge der vergleichbaren Angehörigen 
des deutschen öffentlichen Dienstes. 

(2) Dem Vergleich ist die dem wahr-
genommenen Amt entsprechende Be-
soldung (Vergütung) unter Berück-
sichtigung der im öffentlichen Dienst 
verbrachten Zeiten zugrunde zu legen. 
Die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen können im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Vertriebene 
Richtlinien darüber erlassen, welche 
Angehörige des deutschen öffentlichen 
Dienstes zum Vergleich heranzuziehen 
sind. 

(3) Sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungszeiten im Herkunftslande, 
für die nach Übertritt in den öffent-
lichen Dienst Prämienreserven (Über-
weisungsbeträge) an den Dienstherrn 
abgeführt worden sind, können zur 
Hälfte, jedoch in der Regel nicht über 
zehn Jahre hinaus, als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden. Dies gilt auch 
für die nach der Eingliederung der su-
detendeutschen Gebiete in das Deutsche 
Reich übernommenen Beamten." 

19. § 33 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird aufgehoben. 

20. § 37 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Übergangsgehalt ist in 
Höhe des am 8. Mai 1945 erdienten 
Ruhegehaltes zu gewähren, wenn es 
nicht mehr als zweihundertfünfzig 
Deutsche Mark monatlich betragt: 
ist das Ruhegehalt höher, so werden 
der vorstehende Betrag und von 
dem übersteigenden Betrage zwei 
Drittel gezahlt. Der Kinderzuschlag 
wird voll gezahlt."; 

b) in Absatz 3 Satz 1 werden die Worte 
„sowie § 33 dieses Gesetzes" gestrichen. 
In Satz 3 tritt an die Stelle des Wortes 
„einhundert" das  Wort „einhundert-
fünfzig." 

21. Als neuer § 37a wird eingefügt: 

„(1) Einem Beamten auf Widerruf 
(§ 6 Abs. 1), der sich am 8. Mai 1945 
nach Vollendung des siebenundzwan-
zigsten Lebensjahres sechs Jahre in 
einer Planstelle befunden hat (§ 30 
Abs. 2 des Deutschen Beamtengesetzes), 
ist, wenn er die in § 11 Abs. 1 Satz 1 
dieses Gesetzes und in § 106 des Bun-
desbeamtengesetzes bezeichneten Vor-
aussetzungen erfüllt, ein Übergangsge-
halt (§ 37) und bei Eintritt der Voraus-
setzungen des § 35 Abs. 1 ein Unter-
haltsbeitrag in Höhe des Ruhegehaltes 
zu gewähren, falls nicht die Übernahme 
in das Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit aus in seiner Person liegenden 
Gründen unterblieben ist; für Polizei-
vollzugsbeamte gilt dies, wenn sie am 

8. Mai 1945 die Voraussetzungen für die 



Anstellung auf Lebenszeit nach § 13 des 
"Deutschen Polizeibeamtengesetzes vom 
24. Juni 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 653) 
erfüllten. 

(2) Die §§ 22 a, 23 Abs. 2 Satz 1 bis  3 
und 35 Abs. 3 gelten sinngemäß; § 23 
Abs. 3 bleibt unberührt. An die Stelle 
des Antrages auf Entlassung (§ 22 a) 
tritt die Erklärung des Beamten (Ab-
satz 1), daß er auf das nach Absatz 1 
vorgesehene . Übergangsgehalt, den Un-
terhaltsbeitrag und die Teilnahme an 
der Unterbringung verzichte, und an 
die Stelle der Entlassung die Bestäti-
gung des Verzichtes durch die oberste 
Dienstbehörde, mit deren Erteilung der 
Verzicht wirksam wird." 

22. Als neuer § 37 b wird eingefügt: 

„(1) Befindet sich ein Beamter auf 
Lebenszeit oder auf Zeit oder ein War

-

testandsbeamter (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 2, § 2) 
in Kriegsgefangenschaft oder Gewahr-
sam einer ausländischen Macht, so wer-
den dessen Ehefrau oder Kindern, wenn 
sie die Voraussetzungen des § 4 erfül-
len und im Falle des Todes des Beam-
ten Witwengeld oder Waisengeld er-
halten könnten, die Dienstbzüge ausge-
zahlt, die dem Beamten am 8. Mai 1945 
zugestanden haben und nach diesem 
Gesetz und § 110 des Bundesbeamten-
gesetzes der  Berechnung seines Ruhe-
gehaltes zu Grunde zu legen wären. 
Wenn Berechtigte nach Satz 1 nicht vor-
handen sind, können die Bezüge an 
sonstige Personen, die einen gesetzlichen 
Unterhaltsanspruch gegen den Beamten 
haben und die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen, in Höhe ihres Unterhaltsan-
spruches ausgezahlt werden; sind meh-
rere Unterhaltsberechtigte vorhanden, 
und übersteigen ihre Ansprüche die 
Bezüge nach Satz 1, so werden die ein-
zelnen Beträge anteilsmäßig gekürzt. 

(2) Nach Heimkehr des Beamten (§ 4 
Abs. 1 Nr. 2 a) erhält er für die Dauer 
von zwölf Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem er entlassen wird, die 
in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Dienst-
bezüge als Übergangsgehalt. 

(3) Für Beamte auf Widerruf mit 
Dienstbezügen gelten die Absätze 1 und 
2 entsprechend. 

(4) Beamte, die in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin aus Gründen in Ge-
wahrsam gehalten werden, die im Bun-
desgebiet nicht anerkannt werden, kön-
nen durch die oberste Dienstbehörde 
solchen Beamten gleichgestellt werden, 
die sich im Gewahrsam einer ausländi-
schen Macht befinden. 

(5) Unterhaltsbeihilfe nach dem Ge-
setz über die Unterhaltsbeihilfe für An-
gehörige von Kriegsgefangenen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 262) 
wird neben den Bezügen (Absatz 1 bis 
4) nur insoweit gezahlt, als sie diese 
übersteigt.” 

23. Als neuer § 37 c wird eingefügt: 

„Hat ein in Kriegsgefangenschaft oder 
in Gewahrsam befindlicher Beamter 
(§ 37b Abs. 1 bis 4) das fünfundsech-
zigste Lebensjahr vollendet, so finden 
die §§, 35, 36 und 37 a mit der Maßgabe 
Anwendung, daß die ihm nach diesen 
Vorschriften bei Aufenthalt im Bundes-
gebiet zu gewährende Versorgung an 
die Ehefrau und die Kinder gezahlt 
wird, wenn sie die Voraussetzungen des 
§ 4 erfüllen und im Falle des Todes des 
Beamten Witwengeld oder Waisengeld 
oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten 
könnten. § 37 b Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 
gelten entsprechend." 

24. In § 38 in der Fassung des § 192 des  Bun-
desbeamtengesetzes wird folgender Satz 
angefügt: 

„Die Witwe und die  'Kinder  eines un-
ter § 37 a fallenden Beamten auf Wider-
ruf erhalten einen Unterhaltsbeitrag in 
Höhe des Witwen- und Waisengeldes." 

25. § 39 erhält folgende Fassung: 

„Der Witwe und den Kindern 
1. eines Beamten, dem nach § 36 ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt war oder 
hätte bewilligt werden können, 

2. eines Beamten auf Widerruf, sofern 
ihnen wegen Verschollenheit des Be-
amten ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
war und bei einer späteren Todeser-
klärung als Todestag ein Zeitpunkt 
nach dem 8. Mai 1945 festgestellt wor-
den ist oder wird, 



3. eines nach dem 8. Mai 1945 in Kriegs-
gefangenschaft oder Gewahrsam 
(§ 37 b Abs. 1 oder 4) verstorbenen 
Beamten auf Widerruf, sofern sie Be-
züge erhalten haben, 

kann die oberste Dienstbehörde im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern 
des Innern und der Finanzen einen Un-
terhaltsbeitrag bis zur Höhe der Hin-
terbliebenenbezüge auf Zeit oder le-
benslänglich bewilligen. Die oberste 
Dienstbehörde kann die Befugnis, einen 
auf Zeit bewilligten Unterhaltsbeitrag 
auf begrenzte Zeit weiterzubewilligen, 
auf andere Behörden übertragen." 

26. § 42 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 
a) in Absatz 1 Satz 1 werden hinter den 

Worten „Beamter zur Wiederverwen-
dung" die Worte „oder ein an der Un-
bringung teilnehmender früherer Be-
amter auf Widerruf" eingefügt; an die 
Stelle des Wortes „angestellt" tritt das 
Wort „übernommen"; 

b) in Absatz 1 wird folgender neuer Satz 
angefügt: 

„Der Übernahme als Beamter auf 
Lebenszeit steht die Übernahme als 
dienstordnungsmäßiger Angestell-
ter mit Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsät-
zen bei einem Sozialversicherungs-
träger gleich."; 

c) in Absatz 2 werden hinter den Worten 
„Beamter zur Wiederverwendung" die 
Worte „oder ein an der Unterbringung 
teilnehmender früherer Beamter auf 
Widerruf" eingefügt. 

27. In § 43 Absatz 4 tritt an die Stelle des 
Wortes „Achtfache" das Wort „Neunfache". 

28. In § 48 in der Fassung des § 192 des Bun-
desbeamtengesetzes wird hinter der Zahl 
„32" das Wort „bis" gestrichen, ein Kom-
ma gesetzt und folgender Satz angefügt: 

„Befindet sich ein Ruhestandsbeamter 
in Kriegsgefangenschaft oder Gewahr-
sam (§ 37 b Abs. 1 oder 4), so gilt § 37 c 
entsprechend." 

29. In § 49 in der Fassung des § 192 des Bun-
desbeamtengesetzes wird in Absatz 1 die 

Absatzbezeichnung „(1)" gestrichen und 
der Satzteil „29 und 32 bis 34" ersetzt 
durch den Satzteil „29, 32 und 34" sowie 
Absatz 2 gestrichen. 

b) Absatz 2 gestrichen. 

30. In § 50 in der Fassung des § 192 des Bun-
desbeamtengesetzes wird der Satzteil „29 
und 32 bis 34" ersetzt durch den Satzteil 
„29, 32 und 34". 

31. In § 52 werden die Absätze 2 und 3 und 
in Absatz 1 die Absatzbezeichnung „(1)" 
gestrichen. 

32. Als neuer § 52 a wird eingefügt: 

„(1) Angestellte und Arbeiter (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1, § 2), die am 8. Mai 1945 
nach den für sie geltenden Vorschrif-
ten eine Dienstzeit von mindestens 
fünfundzwanzig Jahren erreicht hatten 
und dienstfähig sind, nehmen an der 
Unterbringung teil. Abschnitt II Unter-
abschnitt 2 und die §§ 7 bis 9 gelten 
entsprechend. Für die Anwendung des 
§ 20 a treten an die Stelle der dort be-
zeichneten Vorschriften die ent-
sprechenden Vorschriften für Ange-
stellte und Arbeiter. Die Angestellten 
und Arbeiter zur Wiederverwendung 
erhalten Übergangsbezüge entsprechend 
§ 37; dabei tritt an die Stelle des Ruhe-
gehaltes die Hälfte des ungekürzten 
Arbeitseinkommens (Vergütung oder 
Lohn). § 37 b Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie 
die Ruhensvorschriften des § 159 des 
Bundesbeamtengesetzes gelten sinn-
gemäß. 

(2) Der Rechtsstand als Angestellter 
oder Arbeiter zur Wiederverwendung 
endet mit der endgültigen Unterbrin-
gung oder mit der Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres, fer-
ner mit dem Eintritt der Dienstunfähig-
keit oder der Erlangung des Ange-
stelltenruhegeldes oder der Invaliden-
rente. Wird die Dienstfähigkeit wieder-
erlangt oder das Angestelltenruhegeld 
oder die Invalidenrente wegen Wieder 
herstellung der Erwerbsfähigkeit ent-
zogen (§ 1293 der Reichsversicherung 
ordnung, § 42 des Angestelltenver

-

sicherungsgesetzes), so lebt der Rechts-
stand zur Wiederverwendung wieder 
auf." 



33. Als neuer § 52b wird eingefügt: 

..(t) Das Arbeitsverhältnis der übri-
gen, nicht unter die §§ 52 und 52 a 
fallenden Angestellten und Arbeiter 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1, § 2) gilt als mit dem 

8. Mai 1945 beendet. 

(2) Soweit die in Absatz 1 bezeich-
neten Personen am 8. Mai 1945 nach 
den für sie geltenden Vorschriften eine 
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 
ohne erheblichere Unterbrechung ab-
geleistet hatten, werden sie einem 
Dienstherrn (§ 11), der sie als Beamter, 
Angestellter oder Arbeiter übernom-
men hat oder übernimmt, auf die 
Pflichtanteile (§§ 12, 13) angerechnet. 
Die §§ 7, 8 und 19 gelten sinngemäß; 
eine Anrechnung auf den Pflichtanteil 
des § 13 setzt die Übernahme als Be-
amter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
voraus. 

(3) Bei der Errichtung neuer Dienst-
stellen, in denen Angestellte und 
Arbeiter beschäftigt werden, sollen 
die in Absatz 2 bezeichneten Ange-
stellten und Arbeiter unbeschadet der 
Vorschriften über die Unterbringung 
(§§ 12 bis 18), über die Beschäftigung 
Schwerbeschädigter und über Hilfs-
maßnahmen für Heimkehrer bevor-
zugt eingestellt werden." 

34. § 53 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 tritt an die Stelle der Zahl 
„24" die Zahl „23" und wird hinter 
Satz 2 folgender Satz eingefügt: 

„Berufsunteroffiziere, die während 
des Krieges zum Offizier befördert 
worden sind, werden, auch wenn 
sie nicht auf unbegrenzte Dienstzeit 
übernommen worden sind, als Be-
rufsoffiziere behandelt, es sei denn, 
daß sie vorher oder später in ein 
Wehrmachtbeamtenverhältnis be-
rufen worden sind."; 

b) in Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

,.Die §§ 37 b und 37 c gelten auch 
für diese Berufssoldaten ent-
sprechend.". 

3n. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Berufsunteroffiziere, die am 
8. Mai 1945 eine Dienstzeit von 

mindestens zwölf Jahren abge-
leistet hatten, nehmen an der 
Unterbringung teil. Abschnitt II 
Unterabschnitt 2 findet ent-
sprechende Anwendung, § 11 mit 
der Maßgabe, daß auch die Deut-
sche Bundesbahn, die Deutsche 
Bundespost und die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung zur Unterbrin-
gung verpflichtet sind. Entspre-
chende Unterbringung (§ 19) liegt 
vor, wenn die Übernahme als Be-
amter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
in der Eingangsgruppe einer Lauf-
bahn erfolgt, für die der Berufs-
unteroffizier die Vorbildung gemäß 
der Verordnung über die Vor-
bildung und die Laufbahnen der 
deutschen Beamten vom 28. Februar 
1939 in der Bundesfassung vom 
24. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 87) im Zeitpunkt der Übernahme 
besitzt. Wird nach zurückgelegtem 
Vorbereitungs-(Probe-)dienst die für 
die Laufbahn erforderliche Fach-
prüfung auch nach Wiederholung 
nicht bestanden, so gilt die Über-
nahme als Beamter auf Lebenszeit 
in der nächstniedrigeren Laufbahn 

. als entsprechende Wiederverwen-
dung. Die Anrechnung auf den 
Pflichtanteil des § 13 setzt die 
Übernahme als Beamter auf Lebens-
zeit oder auf Zeit voraus." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Den an der Unterbringung 
teilnehmenden Berufsunteroffi-
zieren, die am 8. Mai 1945 noch 
nicht achtzehn Dienstjahre abge-
leistet hatten, ist ein Übergangs-
gehalt (§ 37) und bei Eintritt der 
Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 
ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Ruhegehaltes zu gewähren; § 37 a 
Abs. 2 findet entsprechende An-
wendung. Für die Hinterbliebenen 
gilt § 38 Satz 2 entsprechend." 

c) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 
„(4) Berufsunteroffiziere, die am 

8. Mai 1945 eine Dienstzeit von 



mindestens zehn Jahren, aber noch 
nicht von zwölf Jahren abgeleistet 
hatten, sind, wenn sie von einem 
Dienstherrn (§ 11) als Beamte, An-
gestellte oder Arbeiter übernom-
men worden sind oder werden, au f 
den Pflichtanteil des § 12 und, 
wenn sie als Beamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit übernommen 
worden sind oder werden, auch auf 
den Pflichtanteil des § 13 anzurech-
nen. § 52b Abs. 3 gilt entsprechend." 

36. Als neuer § 54 a wird eingefügt: 
„(1) Auf Personen, die am 8. Mai 

1945 Militäranwärter waren, finden 
die Vorschriften über die Beamten auf 
Lebenszeit entsprechende Anwendung. 
Ihre Versorgung erfolgt, solange sie 
nicht endgültig untergebracht sind, 
auf der Grundlage der ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge, die ihnen bei 
Verbleib in der letzten Dienststellung 
als Berufsunteroffizier nach diesem 
Gesetz und § 110 des Bundesbeamten-
gesetzes zugestanden hätten. Die 
Hinterbliebenen erhalten entsprechende 
Versorgung. 

(2) Die Vorschriften des § 54 Abs. 2 
finden entsprechende Anwendung." 

37. Als neuer § 54 b wird eingefügt: 
„Berufsoffiziere und Berufsunter-

offiziere, deren Dienstverhältnis nach 
§ 53 Abs. 2 Satz 1 als beendet gilt, sind 
als Angestellte oder Arbeiter im Sinne 
der §§ 52, 52 a oder 52 b zu behandeln, 
wenn sie bis zu ihrem berufsmäßigen 
Eintritt in den Wehrdienst Angestellte 
oder Arbeiter im öffentlichen Dienst 
waren und bei Verbleiben in diesem 
Arbeitsverhältnis am 8. Mai 1945 die 
Voraussetzungen der bezeichneten Vor-
schriften erfüllt hätten. Als Arbeits-
einkommen im Sinne des § 52 a Abs. 1 
Satz 4 gilt das am 8. Mai 1945 bezogene 
Diensteinkommen, soweit es nach die-
sem Gesetz und nach § 110 des Bundes-
beamtengesetzes der Berechnung eines 
Ruhegehalts zugrunde zu legen wäre." 

38. In § 55 Abs. 1 treten in Satz 1 an die 
Stelle des Satzteiles „53 und 54" der Satz-
teil „53 bis 54 b", an die Stelle des Punk-
tes ein Semikolon und dahinter folgender 
Halbsatz: 

„ihnen stehen die planmäßigen Führer 
des Reichsarbeitsdienstes gleich, die 

nach dem Achtzehnten Gesetz zur Ä n-
derung des Besoldungsrechtes vom 
29. März 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 461) 
die Rechte und die Pflichten der Reichs-
beamten besaßen." 

39. § 56 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beihilfen und Unterstützungen 
können im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel nach den von den Bun-
desministern des Innern und  der 

 Finanzen zu erlassenden Richtlinien 
gewährt werden. 

(2) Bei der Bewilligung von Unter-
stützungen kann nach Maßgabe der 
Richtlinien (Absatz 1) bestimmt wer-
den, daß sie ergänzend zu sonstigen 
Leistungen aus öffentlichen Mitteln 
gewährt werden und daher auf diese 
Leistungen nicht anzurechnen sind." 

40. § 58 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Angehörigen der Bahn. 
der Post und der unteren und Mittel-
behörden der Arbeitsverwaltung sowie 
ihre Hinterbliebenen werden die Zah-
lungen von der Deutschen Bundes-
bahn, der Deutschen Bundespost und 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung aus 
eigenen Mitteln geleistet; Entsprechen-
des gilt für die Zahlungen an Ange-
hörige sonstiger früherer Reichsver-
waltungen, deren Aufgaben von 
Dienststellen bundeseigener Verwal-
tungen übernommen worden sind. Im 
übrigen zahlen die Länder für Rech-
nung des Bundes." 

41. Als neuer § 59 a wird eingefügt: 

„Klagen wegen vermögensrechtlicher 
Ansprüche sind, soweit der Bund Trä-
ger der Versorgungslast ist, die Zah-
lungen jedoch gemäß § 58 Abs. 1 Satz 2 
durch die Länder geleistet werden, 
gegen das Land zu erheben, in dem der 
Kläger seinen Wohnsitz hat; die 
Rechtskraft des Urteils erstreckt sich 
auf den Bund und nach Klageerhebung 
gemäß § 59 für die Zahlung zuständig 
werdende Länder." 

42. § 60 erhält folgende Fassung: 

„(1) Oberste Dienstbehörde im Sinne 
des Kapitels I ist 



a) für die Angehörigen der Bahn der 
Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn (§ 20 Abs. 3 Satz 1 des Bun-
desbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 — Bundesgesetzbl. I S. 955 —), 

b) für die Angehörigen der unteren 
und Mittelbehörden der Arbeits-
verwaltung der Vorstand der Bun-
desanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (§ 25 
Abs. 3 des Gesetzes über die Errich-
tung einer Bundesanstalt für Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung vom 10. März 1952 
— Bundesgesetzbl. I S. 123 —, 

c) für die Angehörigen der sonstigen 
früheren Reichsverwaltungen, de-
ren Aufgaben von Dienststellen 
bundeseigener Verwaltungen über-
nommen worden sind, die entspre-
chende oberste Dienstbehörde. 

Im übrigen ist oberste Dienstbehörde, 
und zwar bis zu einer nach § 61 Abs. 3 
erfolgenden Regelung auch für die 
unter § 61 fallenden Personen, die zu-
ständige oberste Landesbehörde. Bei 
Wohnsitzwechsel tritt die oberste 
Dienstbehörde des Landes, in das der 
Wohnsitz verlegt worden ist, an die 
Stelle der bisher zuständigen obersten 
Dienstbehörde. Ist eine oberste Dienst-
behörde nicht vorhanden, so ist der 
Bundesminister des Innern zuständig; 
er kann seine Befugnisse auf andere 
Dienststellen übertragen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde be-
stimmt den Dienstvorgesetzten, der an 
die Stelle des letzten, vor dem 8. Mai 
1945 zuständigen, Dienstvorgesetzten 
tritt." 

43. In § 61 erhalten die Absätze 3 und 4 fol-
gende Fassung: 

„(3) Die Ausführung regelt die Bun-
desregierung durch Rechtsverordnung, 
die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf; in ihr kann auch Bestimmung 
darüber getroffen werden, inwieweit 
die Beschäftigung bei einer entspre-
chenden Einrichtung, die keine Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts ist, einer Dienstleistung 
im öffentlichen Dienst gleich zu behan-
deln ist. Die Rechtsverordnung trifft 
insbesondere auch die Feststellung.  

welche Einrichtungen im Bundesgebiet 
den in § 2 bezeichneten Nichtgebiets-
körperschaften, Verbänden und Ein-
richtungen entsprechen. In der Rechts-
verordnung können die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen ermäch-
tigt werden, erst später ermittelte 
Einrichtungen und Verbände der in 
§ 2 aufgeführten Art oder entspre-
chende Einrichtungen (Absatz 1) durch 
eine von ihnen zu erlassende Rechts-
verordnung ergänzend einzubeziehen 
oder später aufgelöste entsprechende 
Einrichtungen zu streichen. 

(4) Bis zum Inkrafttreten der Rechts-
verordnung nach Absatz 3 Satz 1, läng-
stens bis zum 31. Dezember 1954, über-
nimmt der Bund die vorschußweise 
Zahlung der Bezüge sowie von Bei-
hilfen und Unterstützungen. Falls nach 
der von den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen getroffenen 
Feststellung entsprechende Einrichtun-
gen nicht in Betracht kommen, ver-
bleibt es bei der in den §§ 11, 52, 52 a, 
52 b, 56, 57 und 60 Abs. 1 Satz 2 ge-
troffenen Regelung; die Feststellung 
ist im Bundesanzeiger bekanntzu-
geben." 

44. § 62 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften des Kapitels I 
Abschnitt II (ausschließlich der §§ 12 
bis 18, 25 bis 28, 42 bis 46), III bis V, 
VIII bis IX finden entsprechende An-
wendung 

1. auf Beamte, Angestellte und Ar-
beiter der Bahn und Post, die am 

8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst 
standen, wenn sie 

a) ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz 
bei Dienststellen dieser Verwal-
tungen im Bundesgebiet aus an-
deren als beamten- oder tarif-
rechtlichen Gründen verloren 
haben und noch nicht entspre-
chend ihrer früheren Rechtsstel-
lung wiederverwendet sind, oder 

b) vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
das fünfundsechzigste Lebens-
jahr vollendet haben oder dienst-
unfähig geworden sind und aus 
anderen als beamten- oder tarif-
rechtlichen Gründen keine oder 



keine entsprechende Versorgung 
erhalten, 

2. auf versorgungsberechtigte Per-
sonen der Bahn und der Post, die 
am 8. Mai 1945 Versorgungsbezüge 
aus einer Kasse im Bundesgebiet 
erhielten und aus anderen als be-
amten- oder tarifrechtlichen Grün-
den keine oder keine entsprechende 
Versorgung mehr erhalten."; 

b) in Absatz 2 wird der letzte Satz ge-
strichen; 

c) als neuer Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Ist oder wird ein unter die Ab-
sätze 1 oder 2 fallender Beamter z. Wv. 
oder früherer Beamter auf Widerruf 
(§ 6 Abs. 1), der die Voraussetzung des 
§ 11 Abs. 1 erfüllt, von einem anderen 
als dem zuständigen Dienstherrn über-
nommen, so gilt im Verhältnis der 
Dienstherren zueinander § 42 entspre-
chend." 

45. § 63 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften des § 3 Nr. 4, 
der §§ 5 bis 10, 11 Abs. 1, 19 bis 23, 35 
bis 39, 47 bis 50, 52 bis 52 b und  62  
Abs. 3 und 4 dieses Gesetzes sowie der 
§§ 106 und 110 des Bundesbeamten-
gesetzes finden entsprechende An-
wendung 

1. auf Beamte, Angestellte und Arbei-
ter der Länder, Gemeinden, Ge-
meindeverbände und sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechtes im 
Bundesgebiet, die am 8. Mai 1945 
im öffentlichen Dienst standen, 
wenn sie 

a) ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz 
aus anderen als beamten- oder 
tarifrechtlichen Gründen verlo-
ren haben und noch nicht ent-
sprechend ihrer früheren Rechts-
stellung wiederverwendet sind, 
oder 

b) vor Inkrafttreten .dieses Geset-
zes das fünfundsechzigste Le-
bensjahr vollendet haben oder 
dienstunfähig geworden sind 
und aus anderen als beamten

-oder tarifrechtlichen Gründen 
keine oder keine entsprechende 
Versorgung erhalten, 

2. auf versorgungsberechtigte Perso-
nen, die am 8. Mai 1945 Versor-
gungsbezüge aus Kassen der Län-
der, Gemeinden, Gemeindeverbände 
oder sonstigen Körperschaften, An-
stalten oder Stiftungen des öffent-
lichen  Rechtes im Bundesgebiet er-
hielten und aus anderen als be-
amten- oder tarifrechtlichen Grün-
den keine oder keine entsprechende 
Versorgung mehr erhalten. 

Soweit in den vorstehend bezeichneten 
Vorschriften auf nicht für anwendbar 
erklärte Vorschriften dieses Gesetzes, 
des Bundesbeamtengesetzes oder der 
Bundesdisziplinarordnung verwiesen 
ist, tritt an ihre Stelle das entspre-
chende Landesrecht. Die Unterbrin-
gung und Versorgung obliegt den 
Dienstherren, und zwar auch Gemein-
den (Gemeindeverbänden) bis zu drei-
tausend Einwohnern; die in Satz 1 Nr. 1 
bezeichneten Personen nehmen an der 
in Kapitel I geregelten Unterbringung 
nicht teil." 

b) in Absatz 2 wird der letzte Satz ge-
strichen. 

46. § 64 Abs. 1 in der Fassung des § 192 des 
Bundesbeamtengesetzes wird in Satz 1 
wie folgt geändert: 

a) in Nr. 3 werden folgende Worte an-
gefügt: 

„und den vor dem 1. Juli 1940 in 
den Ruhestand getretenen Angehö-
rigen der autonomen Verwaltung 
des ehemaligen Protektorates Böh-
men und Mähren (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. c, Nr. 2)"; 

b) hinter den Worten „29 Abs. 2 und 3" 
werden ein Komma und dahinter die 
Worte „35 Abs. 3" eingefügt; 

e) an Stelle des Semikolon werden ein 
Punkt und an Stelle des zweiten Halb-
satzes folgende Sätze eingefügt: 

„Das Ruhegehalt beträgt jedoch 
höchstens fünfundsiebzig vom Hun-
dert der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge; für die bei Einführung des 
Deutschen Beamtengesetzes in den 



sudetendeutschen Gebieten bereits 
vorhandenen Versorgungsberechtig-
ten und die in Nr. 3 bezeichneten 
Versorgungsberechtigten der auto-
nomen Verwaltung des ehemaligen 
Protektorates Böhmen und Mähren 
gilt der volle Ruhegenuß als Höchst-
hundertsatz; die Umrechnung er-
folgt nach dem Verhältnis von einer 
Krone gleich zwölf Deutschen 
Pfennigen." 

47. Als neuer § 66 a wird eingefügt: 

„(1) Beamte der früheren Schutz-
polizei der Länder und des früheren 
Reichswasserschutzes, die auf Grund 
des Reichsgesetzes über die Schutz-
polizei der Länder vom 17. Juli 1922 
(Reichsgesetzbl. I S. 597) und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Lan-
desgesetze oder des Gesetzes über die 
Versorgung der Polizeibeamten beim 
Reichswasserschutze vom 26. Februar 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 149) wegen 
der Folgen einer Polizeidienstbeschädi-
gung Versorgung nach Maßgabe der 
Vorschriften des Reichsversorgungs-
gesetzes erhalten haben, erhalten die 
in dem Bundesversorgungsgesetz vom 
20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 791) vorgesehene Versorgung. Die 
Versorgung nach dem Bundesversor-
gungsgesetz erhalten auch ihre Hinter-
bliebenen, wenn der Tod die Folge 
einer anerkannten Polizeidienstbeschä-
digung ist. § 66 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
frühere Angehörige der Landespolizei 
und ihre Hinterbliebenen. 

(3) Die Ausführungen regeln die 
Bundesminister des Innern und der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit." 

48. § 67 Abs. 1 in der Fassung des § 192 des 
Bundesbeamtengesetzes erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Beamte, Angestellte und Arbei-
ter, Berufssoldaten, berufsmäßige An-
gehörige des früheren Reichsarbeits-
dienstes sowie Militär- und sonstige 
Versorgungsanwärter, die 

1. an eine Dienststelle der früheren 
Geheimen Staatspolizei, 

2. zur früheren Waffen-SS 

von Amts wegen versetzt worden wa-
ren und dort bis zum 8. Mai 1945 im 
Dienst geblieben oder in den Ruhe-
stand getreten sind, werden hinsicht-
lich ihres Rechtsstandes so behandelt, 
wie wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt 
noch in ihrer früheren Stellung ver-
blieben und aus ihr nach diesem Ge-
setz in den Ruhestand getreten, zur 
Wiederverwendung gestellt oder ent-
lassen worden wären; als Versetzung 
von Amts wegen gilt auch die Zuwei-
sung eines Militär- oder Versorgungs-
anwärters durch die dafür zuständigen 
Behörden. Die Dienstzeit bei den in 
Satz 1 genannten Stellen ist nur in 
Ausnahmefällen ruhegehaltfähig und 
nach § 110 des Bundesbeamtengesetzes 
anrechenbar, wenn ihre Anrechnung 
nach -dem beruflichen Werdegang, der 
Tätigkeit und der persönlichen Hal-
tung des Beamten gerechtfertigt er-
scheint. Die Entscheidung trifft die 
oberste Dienstbehörde; sie kann dabei 
einem früheren Beamten auf Widerruf 
oder einer ihm nach diesem Gesetz 
gleichgestellten Person den nach der 
Versetzung erlangten Rechtsstand als 
Beamter auf Lebenszeit für die An-
wendung des Satzes 1 zuerkennen." 

49. § 68 erhält folgende Fassung: 

„(1) Personen, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach den in den Län-
dern geltenden Vorschriften Zahlun-
gen auf Versorgungsbezüge erhalten 
haben, ohne daß die Voraussetzung des 
Stichtages in § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 55 Abs. 1 Satz 1 erfüllt ist, kann von 
der obersten Dienstbehörde im Einver-
nehmen mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen ein Unter-
haltsbeitrag bis zur Höhe der nach die-
sem Gesetz zu gewährenden Versor-
gungsbezüge bewilligt werden. 

(2) Absatz i gilt entsprechend für 
solche unter die §§ 1 oder 2 fallenden 
Personen, die bis zum 13. Mai 1951 von 
einer für Versorgungsangelegenheiten 
zuständigen Dienststelle im Bundes-
gebiet die Mitteilung erhalten haben, 
daß sie im Falle ihrer Wohnsitznahme 
im Bundesgebiet nach dem von dieser 
Dienststelle anzuwendenden Recht 
Versorgungsbezüge erhalten würden, 



und bis zum 31. Dezember 1952 zuge-
zogen sind." 

50. § 70 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 

a) der bisherige einzige Absatz erhält die 
Absatzbezeichnung „(1)". Am Schluß 
wird folgender Satz angefügt: 

„Nach Eintritt der Dienstunfähig-
keit oder Vollendung des fünfund-
sechzigsten Lebensjahres kann ein 
Unterhaltsbeitrag nach Maßgabe 
des Satzes 1 letzter Halbsatz ge-
währt werden."; 

b) es werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Auf Beamte auf Widerruf, 
die am 8. Mai 1945 nach der Diäten-
ordnung für außerplanmäßige Pro-

fessoren, Dozenten, wissenschaft

-

liche Assistenten sowie die den letz-
teren gleichgestellten Beamten bei 
den wissenschaftlichen Hochschulen 
besoldet wurden, findet Absatz 1 
nach einer Dienstzeit (§ 106 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes) von 
mindestens zwölf Jahren Anwen-
dung. 

(3) Die §§ 37 a, 37 b, 37 c, 38 
Satz 2 und 39 bleiben unberührt." 

51. Als neuer § 70 a wird eingefügt: 

„(1) Zum Personenkreis der §§ 1 
oder 2 gehörende Lehrer an deutschen 
Auslandsschulen können, falls sie die 
Voraussetzungen des § 4 nicht erfüllen, 
durch das Auswärtige Amt im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister des 
Innern den in § 4 Abs. 1 Nr. 1 bezeich-
neten Personen gleichgestellt werden. 
Entsprechendes gilt für die Hinterblie-
benen. 

(2) Auf die Tätigkeit der in Absatz 1 
bezeichneten Lehrer an deutschen Aus-
landsschulen findet § 111 Abs. 1 Nr. 5 
des Bundesbeamtengesetzes entspre-
chende Anwendung; ist die Tätigkeit 
vor dem 1. September 1953 beendet 
worden, so kann die Berücksichtigung 
nachträglich zugestanden werden." 

52. In § 71 wird die Jahreszahl „1951" durch 
die Jahreszahl ,l954" ersetzt. 

53. Als neuer § 71 a wird eingefügt: 
„Dienstfähige Inhaber von Zivil-

versorgungs- und Polizeiversorgungs-
scheinen, die aus von ihnen nicht zu 
vertretenden Gründen bis zum 8. Mai 
1945 noch nicht in Planstellen des 
öffentlichen Dienstes mit Anwartschaft 
auf Ruhegehalt angestellt waren, wer-
den einem Dienstherrn, der sie als Be-
amte, Angestellte oder Arbeiter über-
nommen hat oder übernimmt, auf den 
Pflichtanteil (§§ 12, 13) angerechnet. 
Die Anrechnung auf den Pflichtanteil 
des § 13 setzt die Übernahme als Be-
amter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
voraus." 

54. Als neuer § 71 b wird eingefügt: 

„(1) Den in § 52 b Abs. 2 bezeichne-
ten Angestellten und Arbeitern soll auf 
Antrag ein Entlassungsgeld gewährt 
werden, wenn sie unverschuldet seit 
der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses bis zum 1. September 1953 keine 
entsprechende Beschäftigung innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Dien-
stes gefunden hatten oder eine solche 
aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen nicht länger als insgesamt ein 
Jahr ausüben konnten; entsprechende 
Beschäftigung ist eine solche, die ein 
dem letzten früheren Arbeitseinkom-
men gleichwertiges Einkommen ge-
währt. Das Entlassungsgeld beträgt 
einhundertfünfundzwanzig Deutsche 
Mark und erhöht sich nach einer 
Dienstzeit von zehn Jahren (§ 52 b 
Abs. 2) für je zwei weitere volle Jahre 
um fünfundzwanzig Deutsche Mark. 
(2) Für die Angestellten und Arbei-

ter aus dem Personenkreis der §§ 62 
und 63, die die Voraussetzungen des 
§ 52 b Abs. 2 erfüllen, sowie die in 
§ 54 Abs. 4 bezeichneten Berufsunter-
offiziere gilt Absatz 1 entsprechend." 

55. Als neuer § 71 c wird eingefügt: 

,Der Einstellung von Personen, die 
nach diesem Gesetz auf die Pflicht-
anteile (§§ 12, 13) anrechenbar sind 
(§ 52 b Abs. 2, § 53 Abs. 1 Satz 5, § 54 
Abs. 4, §§ 54 b, 55, 71 und 71 a) und 
das fünfundsechzigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, stehen Vor-
schriften, nach denen ein Höchstalter 
bei der Einstellung nicht überschritten 
sein darf, nicht entgegen." 



56. Als neuer § 71 d wird eingefügt: 

„(1) Frühere Beamte auf Widerruf 
(§ 6 Abs. 1), die am 8. Mai 1945 im 
Vorbereitungsdienst für eine Beamten-
laufbahn standen, sollen, vorbehaltlich 
der §§ 7, 8, auf ihren Antrag in dem 
Lande ihres Wohnsitzes zur Fortset-
zung des noch abzuleistenden Vorbe-
reitungsdienstes und nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Landes zu der für 
ihre Laufbahn vorgeschriebenen Prü-
fung zugelassen werden. Für solche 
Beamte, die bei Reichsverwaltungen, 
deren Aufgaben von Dienststellen des 
Bundes oder bundesunmittelbarer 
Körperschaften, Anstalten oder Stif-
tungen des öffentlichen Rechts über-
nommen worden sind, im Vorberei-
tungsdienst standen, gilt Satz 1 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Landes die entsprechende 
Bundesverwaltung oder bundesunmit-
telbare Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechtes tritt. 
Das Vorstehende gilt nicht, wenn der 
Vorbereitungsdienst bereits fortgesetzt 
worden ist und die Prüfungen endgül-
tig nicht bestanden worden sind oder 
der Beamte aus sonstigen in seiner 
Person liegenden Gründen aus ihm 
entlassen wurde. An der Unterbrin-
gung nimmt er nicht teil. Sofern der 
Dienstherr nicht eine andere Bestim-
mung trifft, endet das Dienstverhältnis 
mit der Ablegung oder dem endgülti-
gen Nichtbestehen der Prüfung. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für 
die in § 11 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten 
früheren außerplanmäßigen Beamten 
auf Widerruf; ihre Teilnahme an der 
Unterbringung bleibt jedoch unbe-
rührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für 
die unter die §§ 62 oder 63 fallenden 
früheren Beamten auf Widerruf ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Wohnsitzlandes der nach 
diesen Vorschriften zuständige Dienst-
herr tritt." 

57. § 72 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes wird wie folgt geändert: 

a) an die Stelle des Absatzes 1 treten 
folgende Absätze 1 bis 10: 

(1) Unter Artikel 131 des Grund-
gesetzes fallende Personen, die nach 

der in diesem Gesetz getroffenen 
Regelung keinen Anspruch oder 
keine Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung haben, 
gelten für Zeiten als nachversichert, 
in denen sie vor Ablauf des 8. Mai 

 1945 wegen ihrer Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst nach den Vor-
schriften der Reichsversicherungs-
gesetze von der Versicherungspflicht 
in den gesetzlichen Rentenversiche-
rungen befreit waren oder in denen 
sie als Berufssoldaten der früheren 
Wehrmacht, als berufsmäßige An-
gehörige der früheren Waffen-SS 
oder als berufsmäßige Angehörige 
des früheren Reichsarbeitsdienstes 
der Versicherungspflicht nicht 
unterlagen. Dies gilt auch für den 
Fall des Todes, wenn Hinterblie-
bene vorhanden sind. 

(2) Die Nachversicherung gilt in 
dem Versicherungszweig der gesetz-
lichen Rentenversicherungen als 
durchgeführt, der nach Art der Be-
schäftigung bei Annahme der Ver-
sicherungspflicht zuständig gewe-
sen wäre. Ist danach für denselben 
Zeitraum sowohl die Rentenver-
sicherung der Arbeiter als auch die 
Rentenversicherung der Angestell-
ten zuständig, so gilt die Nachver-
sicherung als in der Rentenversiche-
rung der Angestellten durchgeführt. 
Berufssoldaten, berufsmäßige An-
gehörige der früheren Waffen-SS 
und des früheren Reichsarbeitsdien-
stes gelten in der Rentenversiche-
rung der Angestellten als nachver-
sichert. 

(3) Ist nach Absatz 2 die Renten-
versicherung der Angestellten zu-
ständig, hat jedoch der Jahres-
arbeitsverdienst die Versicherungs-
pflichtgrenze überstiegen, so gilt 
die Nachversicherung als bis zur 
Höhe der Versicherungspflichtgrenze 
durchgeführt. 

(4) Soweit eine Nachversicherung 
als durchgeführt gilt, gelten die 
daraus erworbenen Anwartschaften 
sowie Anwartschaften aus Beiträ-
gen, die für Zeiten entrichtet wor-
den sind, die vor den in Absatz 1 
genannten Zeiten liegen, als bis 
zum 31. Dezember 1954 erhalten. 



Für Personen, die nach dem 31. De-
zember 1953 im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufent-
halt nehmen, gilt die Anwartschaft 
bis zum Ende des auf den Zuzug 
folgenden Kalenderjahres als erhal-
ten. Die Zeit, für die ein Unter-
haltsbeitrag bewilligt ist, gilt als 
Ersatzzeit für die Erhaltung der 
Anwartschaft. 

(5) Übersteigt der Zeitraum, für 
den die Nachversicherung als durch-
geführt gilt, in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter die Dauer von 
sechsundzwanzig Wochen oder in 
der Rentenversicherung der Ange-
stellten die Dauer von sechs Mona-
ten, so kann die Versicherung frei-
willig fortgesetzt oder später er-
neuert werden (Weiterversicherung), 
sofern nicht der Versicherungsfall 
der Invalidität oder der Berufsun-
fähigkeit oder des Todes im Zeit-
punkt der Weiterversicherung be-
reits eingetreten ist. 

(6) Die Gewährung von Leistun-
gen richtet sich nach den Vorschrif-
ten, die für den nach Absatz 2 zu-
ständigen Versicherungszweig gel-
ten. Die Berechnung erfolgt auch 
für Zeiten vor dem 1. Juli 1942 
nach den in diesem Zeitpunkt maß-
gebenden Vorschriften. 

(7) Die Rente beginnt für Perso-
nen, die ihren Wohnsitz oder dau-
ernden Aufenthalt am 1. April 1951 
im Bundesgebiet hatten, abweichend 
von der Regelung des § 1286 der 
Reichsversicherungsordnung mit 
diesem Zeitpunkt, wenn der Ver-
sicherungsfall bis zum 31. März 
1951 eingetreten ist. 

(8) Ist wegen der in Absatz 1 ge-
troffenen Regelung eine laufende 
Rente neu festzustellen, so ist die 
Neufeststellung rückwirkend zu 
dem in Absatz 7 bestimmten Zeit-
punkt vorzunehmen; die Unter-
schiedsbeträge sind nachzuzahlen. 

(9) Die Regelung der Absätze 7 
und 8 gilt nur, wenn die Rente oder 
ihre Neufeststellung bis spätestens 
31. März 1954 beantragt wird. 

(10) Kriegsdienstzeiten 	gelten 
nicht als Ersatzzeiten, wenn für den  

gleichen Zeitraum die Nachversiche

-

rung als durchgeführt gilt; 

b) die bisherigen Absätze 2 und i werden 
Absätze 11 und 12. 

58. § 73 in der Fassung des § 192 des Bundes-
beamtengesetzes erhält folgende Fassung: 

„(1) Übt ein Beamter zur Wieder-
verwendung eine nach sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften versiche-
rungspflichtige Tätigkeit außerhalb des 
öffentlichen Dienstes nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes aus, so findet § 173 
der Reichsversicherungsordnung in der 
Fassung der Ersten Verordnung zur 
Vereinfachung des Leistungs- und Bei-
tragsrechtes in der Sozialversicherung 
vom 17. März 1945 (Reichsgesetzbl. I 
S. 41) Anwendung. 

(2) Bei Eintritt der Voraussetzungen 
des § 35 Abs. 1 sind die Arbeitnehmer-
anteile der seit dem 1. April 1951 zu 
den Rentenversicherungen geleisteten 
Pflichtbeiträge von den Versicherungs-
trägern an den Bund oder sonstigen 
Träger der Versorgungslast (§§ 61, 62, 
63) zu erstatten. Die Zeit der renten-
versicherungspflichtigen Beschäftigung 
seit dem 1. April 1951, für die Beiträge 
erstattet werden, wird bei der Berech-
nung des Ruhegehaltes zur Hälfte als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berück-
sichtigt; Leistungen aus der Rentenver-
sicherung werden insoweit nicht ge-
währt. Die Anwartschaft aus den bis 
zum 1. April 1951 entrichteten Beiträ-
gen bleibt bis zum Zeitpunkt der Er-
stattung nach Satz 1 aufrechterhalten. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwen-
dung, sofern der Beamte zur Wieder-
verwendung erklärt, daß er die Lei-
stungen aus der Rentenversicherung 
beziehen wolle. Ist der Beamte zur 
Wiederverwendung verstorben, ohne 
eine solche Erklärung abgegeben zu 
haben, so kann sie von den versor-
gungsberechtigten Hinterbliebenen in-
nerhalb einer Frist von sechs Monaten 
nach Ablauf des Monats, in dem er 
verstorben ist, abgegeben werden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten ent-
sprechend für sonstige Personen, die 
Anwartschaft auf Versorgung nach 
diesem Gesetz haben." 



59. § 74 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sind für einen Beamten zur 
Wiederverwendung, der in der Zeit 
vom 8. Mai 1945 bis zum 31. März 1951 
innerhalb oder außerhalb des öffent-
lichen Dienstes beschäftigt gewesen ist, 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung entrichtet worden, so wer-
den ihm auf seinen Antrag die Arbeit-
nehmeranteile aus diesen Beiträgen. so-
wie etwaige freiwillig entrichtete Bei-
träge erstattet, sofern Leistungen nicht 
gewährt worden sind; ist der Beamte 
zur Wiederverwendung verstorben, so 
kann der Antrag von den Erben ge-
stellt werden. Der Erstattungsantrag 
ist bis zum 31. August 1954 zu stellen; 
Beamte zur Wiederverwendung solcher 
Einrichtungen, die erst durch eine 
Rechtsverordnung in die Anlage A zu 
§ 2 Abs. 1 aufgenommen werden, kön-
nen, sofern in der Rechtsverordnung 
keine Regelung getroffen wird, den 
Erstattungsantrag innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Ablauf des 
Monats stellen, in dem die Rechtsver-
ordnung verkündet worden ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 
sonstige Personen, die Anwartschaft 
auf Versorgung nach diesem Gesetz 
haben, sowie für die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes endgültig übernom-
menen Personen (§ 3 Nr. 1). 

(3) Wird ein Antrag nach Absatz i 
nicht gestellt, so gelten die in der Zeit 
vorn 8. Mai 1945 bis zum 31. März 1951 
entrichteten Beiträge als freiwillige 
Beiträge." 

60. Als neuer § 77 a wird eingefügt: 

„Soweit nach diesem Gesetz der 
Bund oder ein sonstiger Träger der 
Versorgungslast (§§ 61, 62, 63) Versor-
gungsbezüge an unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallende Personen ge-
zahlt hat oder zahlt, sind Zahlungen 
des früheren Dienstherrn oder Ver-
sorgungsträgers auf Grund der frühe-
ren Dienstleistung auf die nach diesem 
Gesetz zustehenden Versorgungsbezüge 
anzurechnen oder auf Verlangen des 
Trägers der Versorgungslast in Höhe 
der von ihm nach diesem Gesetz ge-
leisteten Versorgung von dem Emp-
fänger oder seinem Rechtsnachfolger 
an den Träger der Versorgungslast ab-

zuführen oder der Anspruch auf sie 
abzutreten." 

61. Als neuer § 78 a wird eingefügt: 

„(1) Werden an wissenschaftlichen 
Hochschulen oder Einrichtungen zum 
Zwecke der Unterbringung nach Kapi-
tel I dieses Gesetzes an der Unterbrin-
gung teilnehmender Hochschullehrer 
neue Planstellen geschaffen, so kann 
der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen dem Träger der 

Hochschule oder Einrichtung die Ge-
währung eines Zuschusses bis zur Höhe 
des Übergangsgehaltes zusichern, das 
dem in der Planstelle Unterzubringen-
den im Zeitpunkt der Übernahme zu-
steht und infolge der Wiederverwen-
dung  ruht (§ 37 Abs. 3 Satz 2) oder 
nach § 19 Abs. 1 Satz 3 erlischt; von 
Vollendung des fünfundsechzigsten Le-
bensjahres ab tritt an die Stelle des 
Übergangsgehaltes das nach diesem 
Gesetz zustehende Ruhegehalt. Ent-
sprechendes gilt für die unter § 70 
Abs. 2 fallenden Personen, die nach 
Kapitel I dieses Gesetzes an der Un-
terbringung teilnehmen. 

(2) Ein Land, zu dessen Bereich wis-
senschaftliche Hochschulen gehören, 
kann einem unter Kapitel I dieses Ge-
setzes fallenden Hochschullehrer, auch 
wenn er am 8. Mai 1945 bereits ent-
pflichtet war, die Rechtsstellung des 
an einer der Hochschulen seines Berei-
ches entpflichteten Hochschullehrers 
zuerkennen; die dem Hochschullehrer 
in dieser Rechtsstellung gewährten Be-
züge sind Einkommen aus einer Ver-
wendung im öffentlichen Dienst. Ab-
satz 1 Satz 1 findet entsprechende An-
wendung mit der Maßgabe, daß für 
die am 8. Mai 1945 bereits entpflichtet 
gewesenen Hochschullehrer an Stelle 
des Übergangsgehaltes das Ruhegehalt 
tritt. 

(3) Für die unter § 63 fallenden Per-
sonen gelten die Absätze 1 und 2 ent-
sprechend mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Bundes der nach § 63 
zuständige Dienstherr tritt." 

62. In § 79 werden die Worte „Deutschen Be

-

amtengesetzes" durch das  Wort  „Bundes-
beamtengesetzes" und das Wort „Reichs- 



dienststrafordnung" durch das Wort „Bun-
desdisziplinarordnung" ersetzt. 

63. § 81 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die zum Personenkreis dieses 
Gesetzes (§§ 1, 2, 51, 62, 63 und 71 a) 
gehörenden Personen müssen sich bis 
zum 31. Dezember 1953 bei der für 
ihren Wohnsitz zuständigen Melde-
stelle melden. Die Frist ist eine Aus-
schlußfrist. 

Meldestellen sind 

a) für die Angehörigen der Bahn die 
Bundesbahndirektionen, 

b) für die Angehörigen der Post die 
Oberpostdirektionen, 

c) für die Angehörigen der Wasser-
straßenverwaltung die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen, 

d) für die Angehörigen der Zollver-
waltung und der Monopolverwal-
tung für Branntwein die Ober-
finanzdirektionen — Abt. für Zölle 
und Verbrauchsteuern —, 

e) für die Angehörigen des Auswärti-
gen Amtes das Auswärtige Amt, 

f) für die Angehörigen der Arbeits-
verwaltung die von der Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung bestimm-
ten Dienststellen, 

g) für die Angehörigen sonstiger nicht 
unter die Buchstaben a bis f fal-
lender Verwaltungen sowie öffent-
lich-rechtlicher Verbände von Ge-
bietskörperschaften (§ 2 Abs. 1 Nr. 2) 
und in der Anlage A zu § 2 Abs. 1 
bezeichneter Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechtes und sonstiger Ein-
richtungen die in den Ländern be-
stimmten Dienststellen. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Per-
sonen, die am 31. Dezember 1953 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
nicht im Bundesgebiet haben, müssen 
sich innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Ablauf des Monats mel-
den, in dem sie im Bundesgebiet ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
begründen. Wird die Anlage A zu § 2 
Abs. 1 durch Rechtsverordnung nach  

dem 31. August 1953 ergänzt, so müs-
sen sich die Angehörigen der neu in 
die Anlage A aufgenommenen Einrich-
tungen innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Ablauf des Monats, in 
dem die Rechtsverordnung verkündet 
wird, melden; die Rechtsverordnung 
kann Abweichendes bestimmen. 

(3) Von der Meldung ist befreit, 

a) wer bereits entsprechend unterge-
bracht ist (§ 3 Nr. 1, § 19) oder auf 
Teilnahme an der Unterbringung 
verzichtet hat oder Versorgung ge-
mäß diesem Gesetz (Ruhegehalt, 
Witwen-, Waisengeld, Unterhalts-
beitrag, Übergangsgehalt, Über-
gangsbezüge, Rente auf Grund 
einer Nachversicherung nach § 72 
oder laufende Unterstützung nach 
§ 56) erhält oder eine Bescheinigung 
über seine Teilnahme an der Unter-
bringung (Unterbringungsschein) 
besitzt, oder 

b) wer einen Antrag auf Versorgung 
gestellt oder sich zur Unterbringung 
gemeldet und hierüber eine schrift-
liche Empfangsbescheinigung oder 
einen sonstigen schriftlichen Be-
scheid erhalten hat. 

(4) Erfolgt die Meldung nicht oder 
nicht rechtzeitig, so stehen Rechte nach 
diesem Gesetz nicht zu. Der rechtzei-
tige Eingang der Meldung bei einer 
anderen Dienststelle wahrt die Frist. 
Wer ohne sein Verschulden verhindert 
war, die Meldung fristgerecht einzu-
reichen, muß die Meldung innerhalb 
eines Monats nach Wegfall des Hinde-
rungsgrundes nachholen." 

64. Als neuer § 81 a wird eingefügt: 

„Können Urkunden, die für die Gel-
tendmachung von Rechten nach die-
sem Gesetz erforderlich sind, nicht bei-
gebracht werden, so können als Be-
weismittel auch eidesstattliche Ver-
sicherungen von Zeugen oder notfalls 
des Antragstellers selbst zugelassen 
werden, es sei denn, daß dieses Gesetz 
ausdrücklich urkundlichen Nachweis 
vorschreibt. Zuständig für die Ab-
nahme eidesstattlicher Versicherungen 
(§ 156 des Reichsstrafgesetzbuches) ist 



in diesen Fällen auch die Dienststelle, 
die für die Entscheidung über die gel-
tendgemachten Rechte zuständig ist." 

65. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze an-
gefügt: 

„Entsprechendes gilt für die Ange-
hörigen von Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rech-
tes (Nichtgebietskörperschaften) sowie 
öffentlich-rechtlichen Verbänden die-
ser oder von Gebietskörperschaften im 
Bundesgebiet, die 

a) am 30. Januar 1933 bereits als 
solche bestanden, 
oder 

b) nach diesem Zeitpunkt durch Zu-
sammenschluß damals bestehender 
Einrichtungen der vorstehend be-
zeichneten Art entstanden sind, 

oder 

c) zu den in der Anlage A zu § 2 Abs. 1 
bezeichneten Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechtes gehören. 

Sind die Aufgaben von einer Einrich-
tung übernommen, die keine Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechtes ist, so ist zustän-
diger Dienstherr für Beamte die Ge-
bietskörperschaft, deren unmittelbarer 
Aufsicht sie untersteht; die Einrich-
tung ist diesem zur Erstattung der 
Versorgungsleistungen verpflichtet und 
hat auch die Unterbringung durchzu-
führen, solange eine solche anderwei-
tig nicht erfolgt."; 

b) in Absatz 2 letzter Satz wird an Stelle 
des Punktes ein Semikolon gesetzt und 
dahinter folgender Halbsatz angefügt: 
„Entsprechendes gilt für die in Ab-
satz 1 Satz 2, 3 bezeichneten Einrich-
tungen."; 

c) in Absatz 3 Satz 1 werden hinter dem 
ersten Wort „die" die Worte „die Un-
terbringung und" eingefügt und die 
Worte „von Absatz 2" gestrichen. In 
Satz 2 werden hinter den Worten „über 
die" die Worte „Unterbringung und" 
eingefügt. 

66. Die Anlage A zu § 2 Abs. 1 des Gesetzes 
in der Fassung der Siebenten Durchfüh

-

rungsverordnung vom  
(Bundesgesetzbl. I  S. . . .) wird wie folgt 
geändert: 

a) in Nr. 5 treten an Stelle der Worte 
„Hauptabteilung II" die Worte „Haupt-
abteilung I, II, III"; 

b) in Nr. 12 wird am Schluß angefügt: 
„und in anderen fremden Staaten"; 

c) Nr. 19 erhält folgende Fassung: 

„Reichsbank, Nationalbank für Böh-
men und Mähren und ausländische 
Notenbanken"; 

d) in Nr. 40 werden am Schluß ein Komma 
und folgende Worte angefügt: 

„Messeamt Königsberg GmbH." ; 

e) hinter Nr. 43 werden folgende Num-
mern angefügt: 

44. Theaterstiftung in Dessau 

45. Kulturstiftung in Dessau 

46. Stiftung Schulpforta 

47. Kassenärztliche Vereinigung 
Deutschlands 

48. Kassendentistische Vereinigung 
Deutschlands 

49. Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Deutschlands 

50. Reichsapothekerkammer 

51. Reichsärztekammer 

52. Reichstierärztekammer 

53. Zahnärztekammern 

54. Reichsrechtsanwaltskammer 

55. Francke'sche Stiftungen in Halle 
a./S. 

56. Schulstiftung der Deutschen in Süd-
slawien, Ungarn und Kroatien 

57. Schulen der Evangelischen Landes-
kirche A. B. in Siebenbürgen 

58. Deutscher Schulverein in Polen 
59. Herder-Institut in Riga 
60. Deutsche Landes- und Bezirkskom-

missionen für Kinderschutz und Ju-
gendfürsorge in Böhmen, Mähren, 
Schlesien und in der Slowakei 

61. Königsberger Werke und Straßen-
bahn-GmbH., Königsberg/Pr. 

62. Königsberger Fuhrgesellschaft 
mbH., Königsberg/Pr. 

63. Stiftung für gemeinnützigen Woh-
nungsbau GmbH., Königsberg/Pr. 



64. Dresdner Gas-, Wasser- und Elek-
trizitätswerke-AG. 

65. Stettiner Stadtwerke GmbH. 

66. Städtische Werke Memel AG. 

67. Magdeburger Versorgungsbetriebe 
AG. 

68. Städtische Betriebswerke Reichen-
bach GmbH., Reichenbach/Eulengeb. 

69. Danziger Hafengesellschaft GmbH. 

70. Königsberger Hafengesellschaft 
mbH., Königsberg/Pr. 

71. Stettiner Hafengesellschaft mbH. 

72. Schlesische Philharmonie GmbH. 
73. Gemeinnütziges Pfandleihhaus der 

Stadt Breslau GmbH. 

Artikel II 

In § 181 Abs. 4 des Bundesbeamtengesetzes 
werden die Worte „oder bei dem früheren 
Forschungsamt RLM" gestrichen. 

Artikel III 

(1) Soweit Personen, die am Tage der Ver-
kündung dieses Gesetzes im Bundesgebiet 
oder Berlin (West) ihren Wohnsitz oder dau-
ernden Aufenthalt haben, nach der bis-
herigen Fassung des § 4 Rechte geltend 
machen konnten, verbleibt es dabei. Entspre-
chendes gilt für Personen, die nach dem 
23. Mai 1949 und vor dem 1. April 1951 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt aus dem 
Bundesgebiet oder Berlin (West) verlegt 
haben. 

(2) Ein bis zum Tage der Verkündung die-
ses Gesetzes erklärter Verzicht auf Teilnahme 
an der Unterbringung bleibt unberührt; § 22 a 
ist anwendbar. Auf Verlangen der obersten 
Dienstbehörde hat der Beamte innerhalb 
einer angemessenen Frist zu erklären, ob er 
einen Antrag nach § 22 a stellen will; stellt 
er einen solchen nicht, so entfällt mit Ablauf 
der Frist der Verzicht. 

(3) Ist der Versicherungsfall (§ 72 Abs. 7) 
in der Zeit vom 1. April 1951 bis zum 31. Au-
gust 1953 eingetreten, so beginnt die Rente 
mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die 
Voraussetzungen eingetreten sind. Ist seit 
dem 1. April 1951 ein Antrag auf Gewäh-
rung einer Rente wegen Überschreitung der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze abgelehnt wor-
den, so kann der Antrag erneut gestellt wer-
den; § 72 Abs. 8 und 9 sowie der vorstehende 
Satz gelten entsprechend. 

(4) Anträge auf Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht (l 73), die bis zum 31. März 
1954 gestellt werden, gelten als am 1. April 
1951 gestellt, sofern der Antragsteller diese 
Rückwirkung nicht ausschließt oder be-
schränkt. 

(5) Bis zum Tage der Verkündung dieses 
Gesetzes abgelehnte Anträge auf Erstattung 
von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung (§ 74) können bis zum 31. März 1954 
erneuert werden. 

(6) § 83 gilt für Rechtsstreitigkeiten, die 
sich durch den Erlaß dieses Gesetzes erledi-
gen, entsprechend. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in dem Gesetz zur Regelung der Rechts-
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) und in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel V 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1951 — in Berlin jedoch unter der 
Voraussetzung des Artikels IV mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1951 — und mit der Maß-
gabe in Kraft, daß Zahlungen auf Grund der 
mit ihm eintretenden Änderung oder Ein-
fügung von Vorschriften, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist, erstmalig 
für die mit dem 1. September 1953 beginnen-
den Zeiträume geleistet werden. Anträge auf 
solche Zahlungen, die bis zum 28. Februar 
1954 gestellt werden, gelten als am 1. Sep-
tember 1953 gestellt. § 192 Abs. 2 des Bun-
desbeamtengesetzes bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird er-
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar-
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per-
sonen vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 

 S. 307) in der nach der Siebenten Durchfüh-
rungsverordnung vom 1953 
(Bundesgesetzbl. I  S....), dem Bundesbeam-
tengesetz sowie diesem Gesetz geltenden 
Fassung bekanntzumachen. 


